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Brustimplantate: Konkretisierung 
der Aufklärungspfl icht

Das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe hat in sei-
nem Urteil vom 20.04.2016, 7 U 241/14, die Aufklä-
rungspfl icht bei Risiken über Brustimplantate kon-
kretisiert. In dem hier entschiedenen Fall ging es um 
die Abweisung der Klage einer Patientin im Streit 
um die mit billigem Industriesilikon gefüllten Brust-
implantate des französischen Herstellers Poly Im-
plant Prothèse (PIP). Das OLG Karlsruhe hat entschie-
den, dass diese auch vor dem Hintergrund der durch 
das Gericht konkretisierten Aufklärungspfl icht nicht 
zu beanstanden sei. Es komme insoweit weder eine 
Haftung der beklagten Ärzte noch des Haftpfl icht-
versicherers der Herstellerfi rma in Betracht.

Besondere Anforderungen für 
kosmetische Eingriffe

Das OLG Karlsruhe beruft sich im Rahmen der Kon-
kretisierung der Aufklärungspfl icht zunächst auf die 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH). Da-
nach muss der Patient „im Großen und Ganzen“ wis-
sen, worin er einwilligt. Dazu muss er über die Art des 
Eingriffs und seine nicht ganz außerhalb der Wahr-
scheinlichkeit liegenden Risiken informiert werden, 
soweit diese sich für einen medizinischen Laien aus 
der Art des Eingriffs nicht ohnehin ergeben und für 
seine Entschließung von Bedeutung sein können. 
Dem Patienten muss eine allgemeine Vorstellung von 
der Schwere des Eingriffs und den spezifi schen mit 
ihm verbundenen Risiken vermittelt werden, ohne 
diese zu beschönigen oder zu verschlimmern.
Je weniger ein ärztlicher Eingriff medizinisch geboten 
ist, umso ausführlicher und eindrücklicher ist der 
 Patient, dem dieser Eingriff angeraten wird oder der 
ihn selbst wünscht, über dessen Erfolgsaussichten 
und etwaige schädliche Folgen zu informieren. Das 
gilt in besonderem Maße für kosmetische Operatio-
nen, die nicht, jedenfalls nicht in erster Linie, der 

Im Zuge des PIP-Skandals erfuhr die Debatte um eine korrekte Form der Patientenaufklärung in 

der Ästhetisch-Plastischen Chirurgie einen erneuten Auftrieb. In einem konkreten Urteil bezog 

das Oberlandesgericht Karlsruhe im April Stellung zum Umfang der ärztlichen Aufklärungspfl icht.

Autorin: Stephanie Lamp

©
 M

on
ke

y 
Bu

si
ne

ss
 Im

ag
es

 / S
hu

tte
rs

to
ck

.c
om



 Recht Spezial  | 

37face
4 2016

 Heilung eines körperlichen Leidens dienen, sondern 
eher einem psychischen und ästhetischen Bedürfnis. 
Der Patient muss in diesen Fällen darüber unterrichtet 
werden, welche Verbesserungen er günstigstenfalls 
erwarten kann, und ihm müssen etwaige Risiken 
deutlich vor Augen geführt werden. Er muss in der 
Folge genau abwägen können, ob er einen etwaigen 
Misserfolg des ihn immerhin belastenden Eingriffs 
und darüber hinaus sogar bleibende Entstellungen 
oder gesundheitliche Beeinträchtigungen in Kauf 
nehmen will, selbst wenn diese auch nur entfernt als 
eine Folge eines  Eingriffs in Betracht kommen. Des-
wegen stellt die Rechtsprechung sehr strenge Anfor-
derungen an die Aufklärung des Patienten vor einer 
kosmetischen Operation.

Aufklärung bei Brustaugmentation

Das OLG Karlsruhe führt – unter Berücksichtigung der 
vorgenannten Maßstäbe der Rechtsprechung des 
BGH – aus, dass bei einer Brustaugmentation mit 
 Silikonimplantaten neben den allgemeinen Opera-
tionsrisiken (Blutung, Infektion, Narbenbildung, Kap-
selfi brose, Folgeoperationen, mögliche Notwendig-
keit des Austauschs des Implantats, Gefahr einer 
Asymmetrie, möglicherweise unbefriedigendes kos-
metisches Ergebnis) insbesondere darüber aufzuklä-
ren ist, dass Silikonimplantate im Durchschnitt eine 
begrenzte Lebensdauer aufweisen. Diese liegt durch-
schnittlich bei etwa 10 bis 15 Jahren und macht da-
her nach 10 Jahren eine regelmäßige engmaschige 
Kontrolle und gegebenenfalls einen Austausch der 
Implantate erforderlich. Aufzuklären ist zudem darü-
ber, dass die tatsächliche Lebensdauer individuell ver-
schieden ist und von der Reaktion der Implantate mit 
dem umliegenden Gewebe abhängt, die wiederum 
von deren Größe, dem Weichteilmaterial, der Lage der 
Implantate und den körperlichen Aktivitäten der Pa-
tienten beeinfl usst wird. Ferner ist über die Umstände, 
welche die Lebensdauer der Implantate begrenzen, 
sowie über die Risiken einer Implantatruptur mit den 
Folgen möglicher lokaler Gewerbereaktionen, einem 
Gel-Bleeding (Phänomen, dass geringere Mengen des 
Gels aufgrund der Beschaffenheit der Implantathülle 
ausschwitzen können) oder einer Beschädigung des 
Implantats durch massive Gewalteinwirkung (bei-
spielsweise bei einem Auto- oder Sportunfall) auf-
zuklären.

Fazit

Auch dieses Urteil zeigt einmal mehr, dass die Anfor-
derungen an die Patientenaufklärung immer strenger 
werden. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass es 
dem Arzt beim Vorwurf eines Aufklärungsfehlers ob-
liegt, nachzuweisen, dass er den Patienten tatsächlich 
richtig aufgeklärt hat, ist die Frage nach der richtigen 
Art und Weise der Patientenaufklärung von entschei-

dender Bedeutung. Die Rechtsprechung und der 
 Gesetzgeber stellen immer höhere Anforderungen an 
die Patientenaufklärung, weshalb diesem Aspekt 
 stetig mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden 
muss. Daher ist allen Ärzten dringend dazu zu raten, 
ihren Patienten die erforderliche umfassende und 
 individuelle Aufklärung zu gewähren, diese sehr 
ernst zu  nehmen und mit der gebotenen Sorgfalt 
durchzu führen._
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